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Energieeffizientes Bauen und Sanieren 

Dämmwahn? 
Die letzten Monate erschienen in zahlreichen Medien 
kritische Beiträge über die Wärmedämmung von 
Gebäuden. Mit dem Pathos der Empörung wurde das 
Thema zum Skandal aufgebauscht – doch dazu 
taugt es nicht. Eine nüchterne Betrachtung zeigt:  
Die Sachverhalte waren schlecht recherchiert,  
Fachwissen blieb außen vor, der gesunde Menschen-
verstand auch. Von Aufklärung keine Spur.

von Günther Hartmann

Dämmwahn“, „Volksverdäm-
mung“, „zu Tode gedämmt“,  
„verdämmt in alle Ewigkeit“ 

– das sind nur einige der Wortspie-
le, die in Artikeln und Filmberich-
ten als Titel herhalten mussten, 
um gegen die Wärmedämmung 
als Energieeffizienzmaßnahme zu 
wettern. Von „Schwindel“, „Be-
trug“ und einem „falschen Spiel 
der Lobbyisten“ war oft die Rede. 
Die inhaltlichen Aussagen reichten 
von „Wärmedämmung spart keine 
Energie“ über „die vorher errech-
neten Einsparungen traten nicht 
ein“ bis hin zu „Wärmedämmung 
ist unwirtschaftlich und lohnt sich 
nicht“. Wie sich denn nun aber 
die Ziele Energiewende und Kli-
maschutz besser erreichen lassen – 
diese Frage wurde seltsamerweise 
niemals gestellt, geschweige denn 
beantwortet. Deshalb ist es an der 
Zeit, das Thema „Energetische Sa-
nierung“ einmal ganz unaufgeregt 
und ohne paranoide Ängste zu be-
trachten. 

Keine Energieeinsparung?
Dass Wärmedämmung keine Heiz- 
energie spart, ist schon rein phy-

sikalisch unmöglich. Die Frage ist 
nur: Wie viel Heizenergie spart sie? 
Idealerweise besteht eine Energeti-
sche Sanierung aus mehreren auf-

einander abgestimmten Maßnah-
men: aus der Dämmung des Dachs 
und der Fassade, dem Austausch 
der Fenster sowie einer Modernisie-
rung der Heizungsanlage. Welche 
Maßnahmen in welchem Umfang 
sinnvoll sind, lässt sich pauschal 
nicht sagen, sondern muss bei je-
dem Gebäude durch entsprechen-
de Berechnungen ermittelt werden. 
Das Ergebnis hängt ab von den 
baulichen Besonderheiten, dem ge-
wünschten Ziel und dem zur Ver-
fügung stehenden Budget. Meist 

erweist sich das Dämmen als die 
effizienteste Maßnahme. Zudem 
gilt: Investiert man zunächst in eine 
neue Heizungsanlage, dann ist die-

se nach einer später durchgeführten 
Wärmedämmung überdimensio-
niert und arbeitet unwirtschaftlich. 
Deshalb ist es sinnvoll, zunächst 
gut zu dämmen und erst dann eine 
neue Heizungsanlage auf den redu-
zierten Wärmebedarf auszulegen.

Errechnete Einsparung 
tritt nicht ein? 

Dass die errechnete Energieeinspa-
rung in der Realität nie eintrifft, 
liegt in der Natur der Sache: Errech-
net wird der theoretische Bedarf vor 

und nach der Sanierung, nicht der 
tatsächliche Verbrauch, denn der 
hängt stark vom Nutzverhalten 
ab. Das Normberechnungsverfah-

ren dient dazu, verschiedene Ge-
bäude vergleichbar zu machen. Nur 
„benutzerbereinigte“ Ergebnisse 
zeigen objektiv die energetische 
Qualität eines Gebäudes an. Bei 
identischen Wohnungen beträgt 
der Verbrauch der verschwende-
rischsten Nutzer immer ein Vielfa-
ches von dem der sparsamsten. Und 
nach Energetischen Sanierungen 
tritt noch ein weiteres Phänomen 
auf: Das Verhalten der Nutzer än-
dert sich. Die Wohnräume werden 
nun nicht mehr auf 19 °C, sondern 
oft auf 23 °C oder gar mehr geheizt. 
So lässt sich auch im tiefsten Winter 
ein kurzärmliges T-Shirt tragen – 
und die Heizkosten betragen trotz-
dem weniger als vorher. Warum sich 
also einschränken? Die Kostener-
sparnis verführt zur Verschwen-
dung, da sich die Rückkoppelung 
auf den eigenen Geldbeutel verrin-
gert hat. 

„Rebound-Effekt“ heißt das im 
Fachjargon. Forschungsstudien da-
zu gibt es kaum. Eine der wenigen 
veröffentlichten im Jahr 2011 die 
beiden Aachener Wissenschaftler 
Reinhard Madlener und Maximi-
lian Hauertmann unter dem Titel 
„Rebound Effects in German Resi-
dential Heating“. Sie stellten einen 
Rebound-Effekt von 12 % bei Ei-
genheimbesitzern, 40 % bei Mietern 
und 49 % bei Mietern unterer Ein-
kommensschichten fest. Das ver-
blüfft, lässt sich aber erklären: Ei-
genheimbesitzer befassen sich mit 

der Thematik intensiver und wissen 
deshalb besser über den Einfluss ih-
res Verhaltens Bescheid. Zudem ha-
ben sie ihre Ersparnisse oder einen 

dafür aufgenommenen Kredit in-
vestiert, weshalb sie motiviert sind, 
sich sparsam zu verhalten, damit 
sich die Maßnahme rechnet. Mie-
tern dagegen wird die Energetische 
Sanierung vom Vermieter aufoktroy- 
iert, weshalb ihr Interesse an der 
Thematik gering ist – und ihre Mo-
tivation zu sparsamem Verhalten 

ebenso. Bei den unteren Einkom-
mensschichten kommt hinzu, dass 
sie sich vorher tatsächlich gewaltig 
einschränken und an kalten Win-
tertagen oft Temperaturen deutlich 
unter 19 °C ertragen mussten. 

Welche Schlussfolgerung lässt 
sich daraus ziehen? Die getätigten 
Investitionen sollten nicht auf die 
Miete, sondern auf die Heizkosten 
umgelegt werden. Das Heizen darf 
sich durch die Energetische Sanie-
rung nicht verbilligen. Nur wenn 
es weiterhin eine deutlich spür- 
bare Rückkopplung zwischen dem 
eigenen Verhalten und der finanzi-
ellen Belastung gibt, besteht eine 
hohe Motivation zu sparsamem 
Verhalten. 

Maßnahmen 
unwirtschaftlich? 

Dass die Maßnahmen zur Energie-
einsparung unwirtschaftlich sind, 
ist durchaus möglich. Ob sich die 
Investition für den Bauherrn finan-

ziell lohnt, hängt auch von der 
Energiepreisentwicklung ab. Die 
ist schwer vorhersagbar – und es ist 
reiner Zufall, dass sie in den letzten 
Jahren parallel zum Klimawan-
del anstieg. Beide Entwicklungen 

Titelseite des Nachrichtenmagazins „Der Spiegel“ vom 
01.12.2014

Ausschnitt aus der „heute show“ vom 14.11.2014

Ob sich die energetische Sanierung 
für den Bauherrn finanziell lohnt, hängt auch 

von der Energiepreisentwicklung ab. 

Wollen wir das Klima nur dann schützen,  
wenn wir einen finanziellen Gewinn daraus ziehen? 

Wie viel ist uns unsere Zukunft wert? 

Wirtschaftlichkeit könnte auch bedeuten:  
mit möglichst geringem Aufwand möglichst viel 

Energie und CO2-Emissionen einsparen. 
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haben nichts miteinander zu tun. 
Der Preis ergibt sich aus Angebot 
und Nachfrage. Momentan haben 
wir ein Überangebot an Erdöl und 
deshalb sank der Heizölpreis. Für 
den Klimaschutz ist das jedoch 
schlecht, denn die CO2-Emissio-
nen steigen dadurch. Die entschei-
denden Fragen lauten folglich: 
Wollen wir das Klima nur dann 
schützen, wenn wir einen finanzi-
ellen Gewinn daraus ziehen? Und: 
Wie viel ist uns unsere Zukunft 
wert? Bezeichnenderweise ist der 
zurzeit von den Medien oft inter-
viewte „Dämmstoffkritiker“ Kon- 
rad Fischer auch ein erklärter „Kli-
maskeptiker“. Gäbe es keinen Kli-
mawandel, dann wäre seine Kritik 
berechtigt, doch der wissenschaftli-
che Konsens sieht leider anders aus. 

Wirtschaftlichkeit könnte al-
lerdings auch bedeuten: mit mög-
lichst geringem Aufwand möglichst 
viel Energie und CO2-Emissionen 
einsparen. Es kommt ganz auf die 
Perspektive an: ob wir Klimaschutz-
maßnahmen betriebswirtschaftlich 
oder volkswirtschaftlich beurteilen, 
ob wir dabei dem Eigennutz oder 
dem Gemeinwohl Priorität ein-
räumen. Adam Smith vertrat zwar 
die Auffassung, eine „Unsichtbare 

Hand“ würde immer dafür sorgen, 
dass das Eigennutzstreben dem 
Gemeinwohl dient. Beim Umwelt-
schutz ist dies jedoch sicher nicht 
der Fall – zumindest so lange nicht, 
wie der Einzelne die negativen Fol-
gen seines Tuns bequem auf die All-
gemeinheit abwälzen kann. 

Das Eigennutzstreben darf das 
Gemeinwohl nicht reduzieren, 

sondern muss es steigern – und 
das nicht zufällig, sondern gere-
gelt. Dafür braucht es verlässliche 

Rückkopplungsmechanismen. Was 
schlecht für das Gemeinwohl ist, 
muss durch entsprechende Rah-
menbedingungen teuer werden – 
und was gut für das Gemeinwohl 
ist, billiger. Doch ein Eingreifen 
des Staates ins Marktgeschehen 
ist heute verpönt. Inwieweit ist es 
überhaupt erlaubt? Zumindest die 
Bayerische Verfassung gibt darauf 

in ihrem Artikel 151 Absatz 1 eine 
klare Antwort: „Die gesamte wirt-
schaftliche Tätigkeit dient dem Ge-
meinwohl.“ Der Staat hat also nicht 
nur das Recht, sondern sogar die 
Pflicht, ins Marktgeschehen einzu-
greifen, sobald das Gemeinwohl ge-
fährdet ist. Zum Schutz des Klimas 
muss er für Rahmenbedingungen 
oder konkrete Maßnahmen sorgen, 
die zur Senkung der CO2-Emissio-
nen führen. 

Was konsequent  
ausgeblendet wird

Der Gebäudebereich einer der 
wichtigsten Herausforderungen bei 
der Energiewende, denn der Anteil 
der Energie, die zum Heizen und 
zur Warmwasserbereitung aufge- Interview im Online-Magazin „Telepolis“ vom 05.12.2004

Artikel im Online-Fachmagazin „BauNetz“ vom 20.02.2015

wendet wird, beträgt fast 40 % am 
deutschen Gesamtenergieverbrauch. 
Hier liegt ein hohes Einsparpoten-
zial und es sind keine technischen 
Innovationen notwendig. Aller-
dings blenden die Medienberichte, 
politischen Debatten, Verordnun-
gen und Förderprogramme eine 
simple Tatsache bisher völlig aus: 
Schon das Bauen an sich bedeutet 
einen hohen Energieaufwand. Bei 
heutiger Standardbauweise ist der 
so hoch wie der Heizenergiebe-
darf für mehrere Jahrzehnte – und 
bisher nirgendwo geregelt. Um die 
Herstellungsenergie deutlich zu 
senken, drängt sich ein Baustoff 
auf: Holz. Denn Holz wird nicht 
wie die anderen Baustoffe mit ho-
hem Energieaufwand künstlich 
hergestellt, sondern mit geringem 
Energieaufwand geerntet und wei-

terverarbeitet. Allerdings ist die 
Holzbauweise oft etwas teuerer, da 
in der langen Wertschöpfungskette 
viel handwerkliche Arbeit notwen-
dig ist. Die Ziegel-, Zement- und 

Stahlindustrie dagegen sind von der 
EEG-Umlage befreit.

Noch deutlicher fällt der Un-
terschied zwischen den Baustof-
fen bei der CO2-Bilanz aus: Holz 
setzt beim Wachsen kein CO2 frei, 
sondern bindet es. Der Münchner 
Architekt Holger König, Pionier 
auf dem Gebiet der Lebenszyklus-
betrachtung, hat vor Kurzem die 

CO2-Vermeidungskosten von Bau-
en mit Holz untersucht und kam 
zu dem Ergebnis, dass dies eine der 
wirtschaftlichsten Methoden ist, 
CO2-Emissionen zu senken – wirt-

schaftlicher als Windkraft und Pho-
tovoltaik. Es wäre also für den Kli-
maschutz sinnvoll, hier anzusetzen 
und das Bauen mit Holz genauso zu 
fördern wie die Erneuerbaren Ener-
gien. Denn mit jedem hier inves-
tierten Euro wird die größte Menge 
CO2 reduziert. Doch darüber wird 
von der Politik bisher nicht einmal 
diskutiert. Die Hersteller energiein-
tensiver Baustoffe würden starke 
Umsatzeinbußen erleiden – und 
schafften es bisher, dies mit guter 
Lobbyarbeit zu verhindern. Durch 
die Befreiung von der EEG-Umla-
ge erhielten sie sogar einen klaren 
Wettbewerbsvorteil.                 n

Dieser Artikel erschien erstmals am 
21.01.2015 im Online-Magazin „Telepolis“: 
www.heise.de/tp/artikel/43/43792/1.html 

Die Verordnungen und Förderprogramme 
blenden eine Tatsache aus: Schon das Bauen an sich 

bedeutet einen hohen Energieaufwand. 
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Die CO2-Vermeidungskosten 
von Bauen mit Holz sind niedriger als die 

von Windkraft und Photovoltaik. 

http://www.heise.de/tp/artikel/43/43792/1.html
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